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Die Zukunft sichern – Generationengerechte Rente jetzt 
Beschluss des Deutschlandrats der Jungen Union Deutschlands 

am 26. April 2025 in Hamburg 
 
 
 

Die Demografie ist die Mutter aller politischen Probleme in Deutschland. Diese Erkenntnis ist nicht 1 
neu – und doch wird sie politisch immer wieder verdrängt. Die geburtenstarken Jahrgänge gehen in 2 
Rente, während die Zahl der Erwerbstätigen sinkt. Für ein Umlagesystem, das auf einem stabilen 3 
Verhältnis von Beitragszahlern zu Rentenempfängern basiert, ist das eine strukturelle 4 
Überforderung. 5 

Bereits heute fließen über 100 Milliarden Euro jährlich aus dem Bundeshaushalt in die gesetzliche 6 
Rentenversicherung – fast ein Viertel des Gesamtvolumens. Die sogenannte doppelte Haltelinie, 7 
eingeführt 2019, deckelt den Beitragssatz bis 2025 bei 20 % und garantiert ein Rentenniveau von 8 
mindestens 48 %. Diese Grenzen werden durch Steuerzuschüsse finanziert – zulasten anderer 9 
Zukunftsaufgaben. Auch die neue Bundesregierung will das Rentenniveau bis 2031 gesetzlich 10 
absichern – erneut ohne strukturelle Gegenfinanzierung. 11 

Laut Simulationsrechnungen des ifo-Instituts müsste der Bund im Jahr 2050 bis zu 60 % seines 12 
Haushaltsvolumens aufbringen, um die Rentenkasse stabil zu halten – ein Anstieg, der jede 13 
fiskalische Vernunft sprengt und den politischen Handlungsspielraum in fast allen anderen 14 
Bereichen massiv einschränken würde. Die Rentenpolitik entwickelt sich damit zum größten 15 
Haushaltsrisiko der Bundesrepublik – ohne dass es eine breite gesellschaftliche Debatte darüber 16 
gibt. 17 

1. Politischer Mut ist überfällig – für Gerechtigkeit zwischen den Generationen 18 

Die eigentlichen Ursachen der Schieflage im Rentensystem sind bekannt – und doch scheut sich die 19 
Politik, sie klar zu benennen. Rentenerhöhungen werden regelmäßig versprochen, obwohl die 20 
Finanzierung langfristig nicht gesichert ist. Die abschlagsfreie Rente mit 63 (nach 45 Beitragsjahren) 21 
bleibt bestehen, obwohl sie den Fachkräftemangel verschärft. Die Rentenanpassung bleibt an die 22 
Lohnentwicklung gekoppelt. Und das Renteneintrittsalter wird nicht signifikant angepasst, obwohl 23 
die Lebenserwartung seit Jahrzehnten steigt. Reformvorschläge, die zu einer nachhaltigen 24 
Finanzierung beitragen könnten – etwa die Kopplung des Rentenalters an die Lebenserwartung – 25 
finden kaum politische Unterstützung. Das alles fällt zulasten der jungen Generation. Auch die 26 
Mütterrente, die Rentenpunkte für Mütter unabhängig vom Geburtsjahr der Kinder vorsieht, wird 27 
wohl kommen und die Belastungen weiter verschärfen. Wir sprechen uns trotzdem weiterhin klar 28 
gegen eine Müterrente in dieser Form aus. 29 

Zugleich fehlt ihr jede institutionalisierte Mitsprache: In der letzten Rentenkommission 30 
„Verlässlicher Generationenvertrag“ (2018–2020) war keine Organisation der jungen Generation 31 
vertreten – kein Mitglied unter 45 Jahren. Über ein System, dessen Lasten maßgeblich kommende 32 
Generationen tragen werden, wurde entschieden, ohne sie anzuhören. 33 

Das ist mehr als ein strukturelles Versäumnis – es ist eine Frage der politischen Fairness. Ein 34 
Rentensystem, das heute Anspruchsversprechen garantiert, ohne deren Finanzierung morgen 35 
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sicherzustellen, bricht den Generationenvertrag in seiner eigentlichen Bedeutung. Wer in den 36 
kommenden Jahrzehnten einzahlt, hat Anspruch auf Verlässlichkeit, Planbarkeit und Fairness. Die 37 
politischen Entscheidungen zur Altersvorsorge dürfen nicht hinter verschlossenen Türen fallen. Die 38 
junge Generation darf in dieser Debatte nicht länger Objekt sein – sie muss endlich zur Gestalterin 39 
werden. 40 

2. Unsere Position: Generationengerechtigkeit als Leitprinzip 41 

Als Junge Union Deutschlands fordern wir eine ehrliche, generationengerechte Reform der 42 
Alterssicherung. Die demografische Herausforderung lässt sich nicht länger wegmoderieren – sie 43 
muss politisch gestaltet werden. Unser Anspruch ist ein Rentensystem, das Verlässlichkeit schafft, 44 
ohne die nächste Generation zu überfordern. Dafür braucht es strukturelle Reformen, politische 45 
Klarheit – und die Einbindung der jungen Generation selbst.  46 

• Renteneintrittsalter an die Lebenserwartung koppeln. 47 

Die Anhebung auf 67 Jahre bis 2031 ist richtig – aber nicht genug. Wir fordern ab diesem 48 
Zeitpunkt eine dynamische Kopplung des Rentenalters an die durchschnittliche 49 
Lebenserwartung. Wer länger lebt, muss auch länger arbeiten. So sichern wir das System 50 
langfristig und fair. 51 

Dabei geht es nicht um starre Grenzen, sondern um ein flexibles und gerechtes Modell, das 52 
die Lebensrealitäten, wie beispielsweise die Folgen harter körperlicher Arbeit, 53 
berücksichtigt und auch Anreize für freiwilliges längeres Arbeiten setzt. 54 

• Abschaffung der Rente mit 63. 55 

Die abschlagsfreie Rente mit 63 ist sozialpolitisch fragwürdig und ökonomisch schädlich. Sie 56 
verstärkt den Fachkräftemangel und setzt falsche Anreize. Dadurch verstärkt sie die 57 
demografische Schieflage und belastet zukünftige Generationen zusätzlich. Wir fordern 58 
daher die klare Abschaffung der abschlagsfreien Rente mit 63. 59 

• Erhöhung des demografischen Faktors (Nachhaltigkeitsfaktor). 60 

Der Nachhaltigkeitsfaktor in der Rentenanpassungsformel sorgt dafür, dass die 61 
demografische Entwicklung nicht einseitig zulasten der arbeitenden Generation wirkt. Wir 62 
sprechen uns für eine klare Absicherung und perspektivische Erhöhung dieses Faktors aus. 63 
Im Koalitionsvertrag wird zwar angekündigt, am Nachhaltigkeitsfaktor „grundsätzlich“ 64 
festzuhalten – gleichzeitig wird aber bereits eine Evaluierung im Jahr 2029 in Aussicht 65 
gestellt, um je nach Beitragssatz- und Haushaltsentwicklung „gegebenenfalls weitere 66 
Maßnahmen zu ergreifen“. Eine schleichende Aufweichung oder Abschaffung dieses 67 
zentralen Korrekturmechanismus würde den Generationenvertrag faktisch aufkündigen. 68 

• Die junge Generation gehört in die Rentenkommission. 69 

Die nächste Rentenkommission darf kein exklusiver Kreis derer bleiben, die selbst kaum 70 
noch von ihren Empfehlungen betroffen sind. In der letzten Kommission 2018 war niemand 71 
unter 45 Jahren vertreten. Das muss sich ändern. Wir fordern einen festen Sitz der Jungen 72 
Union Deutschlands in der nächsten Rentenkommission.  73 

• Reform des Rentenanpassungsmechanismus. 74 

Die Koppelung an die Lohnentwicklung belastet die gesetzliche Rentenversicherung – und 75 
damit auch die künftige Generation an Beitragszahlern – übermäßig, vor allem in Zeiten 76 
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steigender Löhne. Wir fordern daher, die Bestandsrenten künftig an die Preisentwicklung 77 
(Inflation) zu koppeln, während die Zugangsrenten weiterhin der Lohnentwicklung folgen. 78 
Eine solche Aufteilung wird international bereits erfolgreich praktiziert und würde die 79 
Kaufkraft der Bestandsrenten sichern, ohne das System zu überfordern.  80 

• Einführung eines Verantwortungsfaktors. 81 

Wer Kinder erzieht, sichert die Zukunft des Rentensystems. Diese Verantwortung muss im 82 
Beitragssystem abgebildet werden. Wir fordern, analog zu der Anpassung des 83 
Kinderlosenbeitrags in der Pflegeversicherung, die Prüfung eines kapitalgedeckten 84 
Kinderlosenbeitrags, um Gerechtigkeit im Generationenvertrag herzustellen. 85 

• Frühstart-Rente umsetzen – Altersvorsorgedepot einführen. 86 

Die im Koalitionsvertrag vereinbarte kapitalgedeckte Frühstart-Rente muss zügig umgesetzt 87 
werden. Dies wäre seit Jahrzehnten die erste rentenpolitische Maßnahme, die sich explizit 88 
an die jüngere Generation richtet. Bei der Frühstart-Rente muss es auch möglich sein, schon 89 
vor dem 18. Geburtstag privat Zuzahlungen zu leisten, um möglichst lange von den 90 
Entwicklungen des Kapitalmarktes zu profitieren. Perspektivisch soll ein verpflichtendes 91 
Modell, auch für alle über 18-Jährigen weitereinwickelt werden. 92 

Für die Altersvorsorgedepots ist zu prüfen, ob diese in der Anspar- und Auszahlungsphase 93 
voll steuerfrei gestellt werden, da es sich bei den eingezahlten Geldern um bereits 94 
versteuertes Geld handelt. Zudem sollen sie übertragbar sowie vererbbar sein, um eine 95 
flexible Vermögensnachfolge sicherzustellen. Das neue System soll insbesondere die 96 
bestehenden Nachteile der betrieblichen Altersvorsorge, wie etwa eingeschränkte 97 
Portabilität, eingeschränkte Anlagefreiheit oder häufig hohe Kosten, ausgleichen und eine 98 
echte Alternative für die private Altersvorsorge bieten. 99 

• Bildungsoffensive für private Finanzvorsorge und Kapitalmarktwissen. 100 

Finanzielle Bildung, insbesondere für Kapitalmarktinstrumente und deren Rolle in der 101 
Altersvorsorge, wird systematisch gestärkt. Jeder Bürger muss frühzeitig und 102 
niedrigschwellig Zugang zu Wissen über sichere langfristige Anlageformen erhalten. Der 103 
Staat soll durch Bildungsangebote und -kampagnen den Zugang zu Kapitalmarktverständnis 104 
und Vorsorgekompetenz massiv verbessern, sodass der Bürger die verbesserte Möglichkeit 105 
erhält die Rentenlücke eigenverantwortlich schließen zu können. 106 

• Reform des Pensionssystems von Bund und Ländern. 107 

Wir fordern eine Neuausrichtung des Pensionssystems für Beamte. Auch wenn Pensionen 108 
kein Bestandteil der sozialen Sicherungssysteme sind, so belasten steigende 109 
Pensionsansprüche gleichermaßen die öffentlichen Haushalte. Das Pensionsniveau ist dabei 110 
mit ca. 65,6 % um rund 17 Prozentpunkte höher als das durchschnittliche Rentenniveau. 111 
Bund und Länder sollten sich daher für eine moderate Absenkung der Pensionen 112 
aussprechen. Dies könnte beispielsweise durch einen Pensionslastenausgleichsfaktor 113 
geschehen, der die automatische Erhöhung von Beamtenpensionen bei 114 
Besoldungserhöhung dämpft. 115 

• Neue Haltelinie. 116 

Zur Sicherung einer zukunftsfähigen Gesellschaft fordern wir die Einrichtung einer weiteren 117 
Haltelinie in der Rentenpolitik.  Zuschüsse aus dem Bundeshaushalt müssen gedeckelt 118 
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werden, um Spielraum für Investitionen zu erhalten. Perspektivisch setzen wir uns für eine 119 
im Grundgesetz verankerte Sozialstaatsquote ein, die die konsumptiven Ausgaben im 120 
Bundeshaushalt deckelt. 121 

3. Unser Ziel: Ein neuer Generationenvertrag 122 

Das deutsche Rentensystem ist eines der wichtigsten sozialen Versprechen unseres Staates. Damit 123 
es auch in Zukunft trägt, braucht es den Mut zu Reformen, die Realitätssinn mit Verantwortung 124 
verbinden. Die Junge Union steht für eine Rentenpolitik, die nachhaltig finanziert, transparent 125 
gestaltet und generationengerecht gedacht ist. 126 

Wir fordern keine Kürzungen, sondern Klarheit. Keine Schocks, sondern Systematik. Keine 127 
Symbolpolitik, sondern Reformfähigkeit. Es ist Zeit, dass sich die Politik ehrlich macht – und die 128 
junge Generation endlich mit am Tisch sitzt. 129 


